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Integration vor Ort 
Ein boomendes Aufgabenfeld zwischen 
zivilgesellschaftlichem Engagement und 
querschnittsorientierter Kommunalpolitik 
Auf einen Blick
• Die Art und Weise des Zusammenlebens im Quartier 
(Stadtteil) und das dort vorhandene zivilgesellschaft-
liche Engagement haben nachhaltigen Einfluss dar-
auf, wie soziale Integration abläuft.
• Für die erfolgreiche Integration vor Ort ist jedoch der 
gesamte kommunale Kontext entscheidend – eine 
Verengung des Blicks auf die Ebene des Quartiers ist 
daher nicht sinnvoll. Neben den für die soziale Inte-
gration maßgeblichen kommunalpolitischen Initiati-
ven und Maßnahmen (z. B. Wohnungspolitik, soziale 
Arbeit) beeinflussen auch die spezifischen lokalen 
Debatten die Art und Weise der Integration. 
• Für die Ausgestaltung einer integrierenden Stadtent-
wicklungspolitik bestehen auf kommunaler Ebene 
Spielräume und verschiedene Ansatzpunkte – bei-
spielsweise die Einrichtung von Ehrenamtsagentu-
ren, die vorausschauende Zusammenarbeit mit der 
lokalen Wirtschaft, die Förderung einer Anerken-
nungskultur und nicht zuletzt der flexible Umgang mit 
aufenthaltsrechtlichen Rahmenbedingungen.
Henning Nuissl, Susen Engel, Michael Noack, Julia Raspel,  
Jörg Weingarten, Jale Wohlert
Das Quartier als Ort sozialer Integration
„Integration findet vor Ort statt“1 ist ein im Hinblick auf die 
Einwanderung nach Deutschland oft gehörtes Schlagwort. Es 
bringt die Überzeugung zum Ausdruck, dass im überschau-
baren Nahraum des Wohnumfelds persönliche Beziehungen 
entstehen, die zur sprachlichen, kulturellen und sozialen Ein-
bindung in die ‚Aufnahmegesellschaft‘ beitragen, was wieder-
um als Voraussetzung einer umfassenden sozialen Integration 
gilt. In Politik und Öffentlichkeit findet dieses Schlagwort seit 
dem „langen Sommer der Migration“ – so nennen die Migra-
tionsforscher Vassilis Tsianos und Bernd Kasparek das zwei-
te Halbjahr 2015, als infolge des Kriegs in Syrien die bislang 
höchsten Zuwanderungszahlen nach Deutschland überhaupt 
zu verzeichnen waren – besonderen Widerhall. Und tatsächlich 
lässt sich vieles, was rund um diese Zuwanderung in Städten 
und Gemeinden zu beobachten war, als Teil eines Integrations-
prozesses interpretieren, der im unmittelbaren Wohnumfeld 
beginnt und sich dann Schritt für Schritt in die gesellschaft-
lichen Teilsysteme wie den Wohnungsmarkt, das Bildungswe-
sen und die Erwerbsarbeit fortsetzt. 
Die Welle der Hilfsbereitschaft und das überwältigende 
ehrenamtliche Engagement, mit denen die Zivilgesellschaft 
auf die fluchtbedingte Zuwanderung reagierte, basierten über-
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Zivilgesellschaftliches Engagement und dessen kommunal-
politische Flankierung als Motoren sozialer Integration
In allen drei Fallbeispielen war im Zuge der fluchtbedingten 
Zuwanderung der vergangenen Jahre ein beeindruckendes 
zivilgesellschaftliches Engagement zu beobachten. Es reich-
te von Sach-, Nahrungsmittel- und Kleiderspenden über die 
Gewährung von Unterkunft bis hin zu kulturellen Angeboten, 
privat organisiertem Sprach- oder Religionsunterricht oder der 
Einbindung in den örtlichen Fußballverein. Dieses Engagement 
entstand allerdings nicht im ‚luftleeren’ Raum, sondern baute auf 
vorhandenen Netzwerken und Institutionen auf, die mobilisiert 
werden konnten. So war etwa in Altena eine bereits bestehende 
Freiwilligenagentur der zentrale Anker der sich dort entfaltenden 
Willkommenskultur. Zugleich wurde jedoch in allen drei Fällen 
das integrative Potential von Migrantenorganisationen und 
Moscheevereinen nicht ausgeschöpft; deren Integrationsarbeit 
fand im Gegenteil kaum Beachtung und Anerkennung.  
Die drei Fallstudien belegen, dass zur Entfaltung des –eh-
renamtlichen – Integrationspotentials der Zivilgesellschaft 
eine – ‚hauptamtliche‘ – Flankierung durch die Kommune un-
abdingbar ist: Die Kommune muss der Zivilgesellschaft in ih-
rem Engagement professionell zur Seite stehen. Administrative 
Strukturen und Ansprechpartner_innen für Integrationsfragen 
sind erforderlich, um zivilgesellschaftlich initiierte Aktivitäten 
zu unterstützen, zu begleiten und dadurch nicht zuletzt auch zu 
würdigen. Letzteres ist mit Blick auf die dauerhafte Motivation 
der beteiligten Akteure besonders wichtig. Insofern ist es fol-
gerichtig und begrüßenswert, dass das Feld der kommunalen 
Integrationspolitik in jüngster Zeit einen Boom erlebt und in vie-
len Kommunen neu eingerichtet wurde. Die Beschaffenheit der 
Integrationspolitik kann allerdings – wie die Fallstudien zeigen 
– auch bei identischen landespolitischen Rahmensetzungen 
und Anreizstrukturen von Fall zu Fall erheblich differieren. Un-
wiegend auf örtlichen Netzwerken und nachbarschaftlichem 
Verantwortungsgefühl. Aber auch die immer häufiger werden-
den fremdenfeindlichen Übergriffe werden überwiegend im ei-
genen Wohnumfeld verübt. Insofern erscheint es folgerichtig, 
dass eine Vielzahl von Studien, Gutachten und Forschungs- 
Praxis-Projekten (einschließlich des Projekts QUARTPOINT, auf 
dem dieser FGW-Impuls beruht) der Frage nachgeht, wie sozi-
ale Integration im unmittelbaren Wohnumfeld funktioniert bzw. 
gelingen kann. 2 Im Mittelpunkt stehen dabei insbesondere 
‚sozial geforderte‘ Stadtteile in Großstädten, die – oder besser ge-
sagt: deren Bewohner_innen – seit jeher auf vielfältige Weise zur 
Integration von Zuwanderern beitragen und die als „Ankunftsquar-
tiere“3  und „Integrationsschleusen“4  auch derzeit eine besondere 
Rolle spielen. Die dort zu beobachtende Integrationsdynamik kann 
allerdings durchaus unterschiedlich ausgeprägt sein.
  Das Projekt QUARTPOINT: drei Fallbeispiele im Fokus
Im Rahmen dreier Fallstudien und unter Berücksichtigung der 
drei Dimensionen Stadtpolitik, lokale Ökonomie und Zivilgesell-
schaft untersuchte das Projekt QUARTPOINT (QUARTiersspezifi-
sche POtentiale der INTegration) Integrationsprozesse, -chancen 
und -hemmnisse vor Ort. Jede Fallstudie steht zugleich für einen 
bestimmten  Typ eines in besonderer Weise herausgeforderten 
Quartiers (s. Abbildung 1): (a) ein typisches ‚Ankunftsquartier‘, 
(b) eine Großwohnsiedlung und (c) eine schrumpfende Klein-
stadt, die aufgrund ihrer mit einem Stadtviertel vergleichbaren 
Größe ebenfalls als Quartier betrachtet wurde.   
Bei allen strukturellen Unterschieden weisen die drei Fall-
beispiele hinsichtlich der kommunalpolitischen und der zivil-
gesellschaftlichen Unterstützung von Integrationsprozessen 
deutliche Parallelen auf. Dies trifft allerdings ebenso auf die 
zum Teil versteckte, zum Teil deutlich zum Ausdruck kommen-
de Problematisierung der im Zusammenhang mit der Integrati-
on gesehenen Herausforderungen zu.  
Übergeordnete kommunale  
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Fallstudienquartiere im Projekt QUARTPOINT und ihr Integrationsmodus
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terschiede bestehen beispielsweise hinsichtlich der kommu-
nalpolitischen Zielsetzung (Integrationskonzepte), der Zielgrup-
penorientierung (nach ethnischen oder anderen Kriterien) oder 
der Frage, ob Integration als Teilaufgabe (etwa im Bereich der 
Jugendhilfe) oder als stadtentwicklungspolitische Querschnitts-
aufgabe (mehrere Bereiche betreffend) verstanden wird. 
Für die jeweilige Ausgestaltung des kommunalen Politik-
felds Integration ist nicht zuletzt ausschlaggebend, welche loka-
len Debatten geführt werden und die Atmosphäre am Ort prägen. 
Die Interviews, Dokumente und Pressebeiträge, die im Rahmen 
der Fallstudien ausgewertet wurden, lassen erkennen, dass über 
die Integrationsanstrengungen, -erfolge und -schwierigkeiten, 
die es in allen drei Fällen gab, in recht unterschiedlicher Weise 
gesprochen und geschrieben wird (s. Abbildung 1, letzte Zeile): 
In Altenessen-Karnap, gelegen im Essener Norden, wird die Aus-
einandersetzung mit Integrationsfragen überlagert von der tief 
verankerten Überzeugung, dass Essen eine in einen bürgerlichen 
‚Süden‘ und einen von sozialen Herausforderungen geprägten 
‚Norden‘ zweigeteilte Stadt sei. Vor diesem Hintergrund wird die 
Integration von Migrant_innen tendenziell als übergroße Belas-
tung und Überforderung problematisiert. Zugleich wird mehr 
innerstädtische Verteilungsgerechtigkeit eingefordert. Ganz an-
ders stellt sich die Situation in der im Essener Osten gelegenen 
Großwohnsiedlung Hörsterfeld dar, obwohl dort ebenfalls viele 
Menschen leben, die sozial und ökonomisch benachteiligt sind. 
Eine quartiersspezifische Debatte zur jüngsten internationalen 
Zuwanderung fand dort nicht statt, und die mit dieser Zuwan-
derung verbundenen Integrationsfragen werden von den loka-
len Akteuren weitgehend unaufgeregt angegangen, was nicht 
zuletzt ein Verdienst des dort ansässigen und mit der Stadt-
verwaltungsstruktur gut vernetzten Bürgerladens ist. In Altena 
schließlich prägt die vom Rathaus vorgegebene Perspektive die 
Herangehensweise an die Aufgabe der Integration: Zuwande-
rung wird hier als Chance für die von demographischem Wandel, 
Wohnungsleerstand und Arbeitskräftemangel betroffene Stadt 
gesehen. Sowohl Kommunalpolitik als auch Zivilgesellschaft 
widmen sich der Aufgabe der sozialen Integration daher stellen-
weise geradezu enthusiastisch. 
Insgesamt zeigte sich in den Fallstudien, wie bedeutsam 
die begleitende öffentliche Diskussion für das Selbstverständnis 
der lokalen Akteure und letztlich auch die Erfolgsaussichten der 
Integration im Quartier ist. In allen drei Fallstudien wurde jedoch 
auch deutlich, dass die umfassende gesellschaftliche Teilhabe 
von Bürger_innen – seien sie jüngst zugewandert oder nicht 
– nicht allein auf der Ebene von Quartieren sichergestellt wer-
den kann: Insbesondere die Teilhabe am Arbeitsmarkt und der 
diskriminierungsfreie Zugang zum Bildungssystem, aber auch 
die Versorgung mit Wohnraum betrifft gesamtgesellschaftliche 
Aufgaben, die nicht nur ‚vor Ort‘, sondern auch auf kommunaler, 
Lande- und Bundes-Ebene angegangen werden müssen. 
Kommunale Integrationspolitik als Voraussetzung einer 
integrierenden Stadtentwicklung
Erfolgreiche Integration vor Ort erfordert den Einsatz der gesam 
ten Kommune als der kleinsten staatlichen Organisations- 
ebene sowie ihrer verwaltungstechnischen Möglichkeiten. 
Kommunen haben beträchtliche Spielräume in der Ausgestal-
tung einer eigenen, querschnittsorientierten Integrationspolitik5 
– auch wenn mit Recht immer wieder darauf hingewiesen wird, 
dass arbeitsmarkt-, sozial- und einwanderungspolitische Rah-
mensetzungen, aus denen sich die Aufgabe der sozialen Integra-
tion überhaupt erst ergibt, an anderer Stelle (d. h. auf der Ebene 
des Bundes oder sogar der EU) erfolgen. Dabei lassen sich vier 
zentrale Herausforderungen einer integrierenden Stadtentwick-
lung erkennen, die jeweils auch als eigenständiges kommunales 











Handlungsfelder kommunaler Integrationspolitik 
Im Zentrum der kommunalen Anstrengungen für eine integrie-
rende Stadtentwicklung steht demnach die Anerkennung und 
Ausgestaltung des Aufgabenfeldes Integration als eigenständi-
ges Politikfeld. Mit Blick auf die Integration von Migrant_innen 
können Kommunen hier – über die Erarbeitung von Integra-
tions- und Strategiekonzepten hinaus – unter anderem 
• Organisationsstrukturen für Integrationsaufgaben schaf-
fen und verstetigen, 
• die Integration in den Wohnungsmarkt unterstützen, 
• Kontakte zu lokalen Unternehmen herstellen und bei der 
Ausräumung aufenthaltsrechtlicher Beschäftigungshür-
den helfen.
Um erfolgreich zu sein, muss die kommunale Integrati-
onspolitik jedoch eingebettet sein in noch weiterreichende Be-
mühungen, die gesellschaftliche Teilhabe aller Mitglieder des 
lokalen Gemeinwesens sicherzustellen. 
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Erstens gilt es, von einer Willkommenskultur zu einer Politik 
der Anerkennung zu gelangen – etwa durch die interkulturelle Öff-
nung der Verwaltung, mehrsprachige öffentliche Beratungsange-
bote, die Vermeidung ausgrenzender sprachlicher Formulierungen 
(wie z. B. die Betonung der „Gastfreundschaft gegenüber Hilfebe-
dürftigen“) oder durch die Einbeziehung migrantischer (bzw. mus-
limischer) Akteure in kommunale Integrationsstrategien. 
Zweitens ist es notwendig, den sozialen Zusammenhalt ins-
gesamt zu fördern; es ist nicht ausreichend, sich allein um die 
soziale Integration einer bestimmten Gruppe wie etwa der Ge-
flüchteten zu bemühen. Eine Politik der Kohäsion – des inneren 
Zusammenhalts der Gesellschaftlichen– setzt ein Verständnis 
von Integration voraus, das die gesamte Gesellschaft ins Auge 
fasst, und sie erfordert den differenzierten Umgang mit sozial-
räumlicher Segregation (bzw. der Konzentration bestimmter Be-
völkerungsgruppen in bestimmten Stadtteilen), die nicht zwangs-
läufig negativ sein muss. Außerdem beinhaltet sie  die Förderung 
des ehrenamtlichen Engagements von geflüchteten Menschen 
und die Vorbeugung gegen ausländerfeindliche Tendenzen.
Drittens ist im Hinblick auf Fragen der Integration eine kom-
munale Politik des Umgangs mit Unsicherheit von zentraler Be-
deutung. Im Kontext der internationalen Zuwanderung gilt dies 
in besonderem Maße, da diese eine Reihe ganz unterschiedlicher 
Unsicherheiten mit sich bringt, die zur Gefahr für die soziale In-
tegration werden können. Dazu zählen aufenthaltsrechtliche 
Unsicherheiten ebenso wie die Unmöglichkeit, künftige Migra-
tionsströme oder den Erfolg integrationspolitischer Anstren-
gungen vorauszusagen – ganz zu schweigen vom Anschwellen 
autoritärer und fremdenfeindlicher politischer Einstellungen, das 
vielfach auf eine tief empfundene  Unsicherheit bzw. Verunsiche-
rung vieler Menschen zurückgeführt wird. Integrationspolitische 
Passivität (d. h. der Verzicht auf Integrationsarbeit) wäre vor 
diesem Hin tergrund, auch wenn sie zunächst nahe zu liegen 
scheint, die schlechteste kommunalpolitische Option. 
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